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VERZEICHNIS DER ABKURZUNGEN

AHV = Alters- und Hinterlassenenversicherung

BV = Bundesverfassung

Y = Invaliden-Versicherung

MG = Bundesgesetz uber die Armee und die Militarverwaltung vom 3. Februar 1995
(Militargesetz)

BGG = Bundesgesetz Uber das Bundesgericht vom 17. Juni 2005

PISA = Personal-Informationssystem der Armee

SchKG = Bundesgesetz Uiber Schuldbetreibung und Konkurs vom 11. April 1889

SUVA = Schweizerische Unfallversicherungsanstalt

WPE = Wehrpflichtersatzabgabe

WPEG = Bundesgesetz uber die Wehrpflichtersatzabgabe vom 12. Juni 1959

WPEV = Verordnung Uber die Wehrpflichtersatzabgabe vom 30. August 1995

ZDG = Bundesgesetz Uber den zivilen Ersatzdienst vom 6. Oktober 1995
(Zivildienstgesetz)

eZIVl = Informationssystem des Zivildienstes



1 Einleitung

1.1 Verfassungsmassige Grundlage

Verfassungsmassige Grundlage der Wehrpflichtersatzabgabe (WPE) ist Art. 59 der Bun-
desverfassung (BV): «Jeder Schweizer ist verpflichtet, Militdrdienst zu leisten. Das Gesetz
sieht einen zivilen Ersatzdienst vor» (Abs. 1); «Schweizer, die weder Militdr- noch Ersatz-
dienst leisten, schulden eine Abgabe. Diese wird vom Bund erhoben und von den Kantonen

veranlagt und eingezogen» (Abs. 3).

1.2  Was ist und will die Wehrpflichtersatzabgabe?

Die WPE ist eine 6ffentlich-rechtliche Abgabe des Bundes. Es handelt sich um eine Ersatz-
abgabe, d. h. sie tritt als finanzielle Leistung an die Stelle einer nicht erbringbaren Natural-

last (Militér- oder Zivildienst). Als Folge der Wehrhoheit kann sie jeden méannlichen Schwei-
zerburger im dienstfahigen Alter treffen, unabhangig von seinem Wohnsitz inner- oder aus-
serhalb der Schweizergrenze. Der Pflichtige verflgt nicht Gber ein Wahlrecht, ob er die per-

sonliche oder die finanzielle Leistung erbringen will.

Die WPE entspringt dem Bestreben nach einem Opferausgleich im Wehrdienst. Faktisch
dammt sie Befreiungs- und Dispensationsbegehren beim Militar- bzw. Zivildienst ein. Des-

halb wird die Abgabe nach den finanziellen Verhaltnissen des Pflichtigen bemessen.

Die WPE hat keinen fiskalischen Zweck, sondern vielmehr den staatspolitischen Zweck der

Durchsetzung des verfassungsmassigen Grundsatzes der allgemeinen Wehrpflicht.

1.3 Ersatzpflichtige und Ertrage

2017 wurden 248 000 Wehrpflichtersatzleistende gezahlt. Davon waren 214 000 nicht in
einer Formation der Armee eingeteilt oder dem Zivildienst unterstellt und 34 000 haben ih-
ren Dienst verschoben oder nicht bestanden. Dies fuhrte zu Einnahmen von 174 Millionen

Franken.

2 Materielles Ersatzrecht

21 Beginn und Ende der Ersatzpflicht

Gemass Art. 3 des Bundesgesetzes Uber die Wehrpflichtersatzabgabe (WPEG) beginnt die

Ersatzpflicht frihestens am Anfang des Jahres, in dem der Pflichtige das 19. Altersjahr



vollendet und dauert langstens bis zum Ende des Jahres, in dem er das 37. Altersjahr voll-
endet. Wahrend dieser Zeitspanne haben Dienstuntaugliche héchstens 11 jahrliche Ersatz-

abgabe zu entrichten.

2.2 Kriterien fiir die Ersatzpflicht

Ersatzpflichtig ist, wer in einem Kalenderjahr (Ersatzjahr)

e wahrend mehr als sechs Monaten nicht in einer Formation der Armee eingeteilt ist und

nicht der Zivildienstpflicht untersteht;

e als Dienstpflichtiger seinen Militar- oder Zivildienst nicht oder nur zu Teilen leistet.

Nicht in einer Formation eingeteilt ist z. B. der bei der Rekrutierung oder spater von einer

sanitarischen Untersuchungskommission (UC) untauglich erklarte Wehrpflichtige.

Ein Zivildienst gilt als nicht geleistet, wenn der Dienstpflichtige ab dem Jahr nach dem Ka-
lenderjahr, in dem der Entscheid Uber die Zulassung zum Zivildienst rechtskraftig geworden

ist, nicht jahrlich einen Einsatz von mindestens 26 anrechenbaren Diensttagen leistet.

2.3  Ersatzbefreiung

Vom Grundsatz, dass jeder Wehrpflichtige, der die Wehrpflicht nicht oder bloss teilweise
durch persoénliche Dienstleistung erflllt, eine Ersatzabgabe schuldet, gibt es einige Aus-

nahmen:

e Soist nach Art. 4 Abs. 1 Bst. a, a® und a**" WPEG ersatzfrei, wer wegen erheblicher

korperlicher, geistiger oder psychischer Behinderung

— ein taxpflichtiges Einkommen erzielt, das nach nochmaligem Abzug von Versiche-
rungsleistungen gemass Art. 12 Abs. 1 Bst. c WPEG sowie von behinderungsbe-
dingten Lebenshaltungskosten sein betreibungsrechtliches Existenzminimum um

nicht mehr als 100 Prozent Ubersteigt

— als dienstuntauglich gilt sowie eine Rente oder eine Hilflosenentschadigung der Eid-

gendssischen Invalidenversicherung oder der Unfallversicherung bezieht

— als dienstuntauglich gilt und keine Hilflosenentschadigung bezieht, aber dennoch ei-
ne der zwei mindestens erforderlichen Voraussetzungen fir eine Hilflosenentscha-

digung erfullt.



e Sodann ist ersatzfrei, wer als dienstuntauglich erklart oder im Ersatzjahr vom Dienst
dispensiert worden ist, weil seine Gesundheit durch den Militar- oder Zivildienst ge-

schadigt wurde.

e Keine WPE schuldet schliesslich, wer zum militéarischen Personal gehort oder wer als
Bundesrat, Geistlicher, Polizist, Grenzwachter oder unentbehrlicher Angestellter von
Krankenhausern, Strafanstalten und 6ffentlichen Verkehrsanstalten von der personli-
chen Dienstleistung nach Art. 18 MG oder nach Art. 13 ZDG befreit ist.

Das militarische Personal (Ausbildner usw.), die Grenzwachter und Polizisten sind ersatz-
frei, weil sie in ihrem Beruf Aufgaben der Armee erflllen. Ausschlaggebend fir die Ersatz-
befreiung der Gbrigen Dienstbefreiten ist nach Auffassung des Gesetzgebers der Gedanke,

dass derjenige, der im Landesinteresse dienstfrei ist, auch ersatzfrei sein soll.

e Fir Landesabwesende (Auslandschweizer) sieht Art. 4a WPEG folgende Ersatzbe-

freiungen vor:

— bei dreijahrigem ununterbrochenem Wohnsitz im Ausland. Damit wird dem Umstand
Rechnung getragen, dass diese Wehrpflichtigen unter anderen Verhaltnissen leben

als die in der Schweiz ansassigen

— bei Leistung von Militdr- oder Zivildienst in der Armee oder im Zivildienst des auslan-
dischen Wohnsitzstaates oder bei Entrichtung einer der WPE entsprechenden Ab-
gabe. Solche Abgaben werden noch in Bolivien, Ecuador, Kolumbien, Paraguay und

Portugal erhoben

— wer nach Leistung der ordentlichen Dienste als Burger des auslandischen Wohn-

sitzstaates der Armee oder dem Zivildienst dieses Staates zur Verfligung steht.

Ausser den gesetzlich vorgesehenen Ersatzbefreiungen gibt es noch funf staatsvertragli-

che:

e Gemass Staatsvertrag mit den USA vom 11. November 1937 ist der in den USA gebo-
rene Schweizer ersatzfrei, solange er dort wohnt. Begibt er sich voribergehend in die
Schweiz, so bleibt er ersatzfrei, wenn der Aufenthalt nicht Gber die Dauer von zwei Jah-

ren ausgedehnt wird.

e Franzosisch-schweizerische Doppelblrger sind nur noch in einem Staat wehrpflichtig.
Hat z. B. ein Doppelbirger seine militdrischen Pflichten in Frankreich erflllt und seinen
Wohnsitz spater in die Schweiz verlegt, so ist er nicht mehr der Ersatzpflicht unterstellt
(Abkommen vom 16. November 1995 zwischen der Schweiz und Frankreich Gber den

Militardienst der Doppelburger; in Kraft seit dem 1. Mai 1997).
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Osterreichisch-schweizerische Doppelblirger, die ihre militarischen Pflichten in Oster-
reich erfillen oder erfullt haben, sind von der Ersatzpflicht befreit (Abkommen vom 19.
Marz 1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Republik Oster-

reich betreffend den Militdrdienst der Doppelbtrger; in Kraft seit dem 1. Januar 2001).

Italienisch-schweizerische Doppelburger, die ihre militdrischen Pflichten in ltalien erfil-
len oder erfillt haben, sind von der Ersatzpflicht befreit (Abkommen vom 26. Februar
2007 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Republik Italien be-

treffend den Militardienst der Doppelblrger; in Kraft seit dem 1. September 2008).

Deutsch-schweizerische Doppelburger, die ihre militdrischen Pflichten in Deutschland
erfullt haben oder sich entschieden haben ihre militarischen Pflichten gegenuber die-
sen Staat zu erflllen, sind von der Ersatzpflicht befreit (Abkommen vom 20. August
2009 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Bundesrepublik
Deutschland Uber die Wehrpflicht der Doppelburger; in Kraft seit dem 1. Oktober 2011).

Gegenstand, Berechnung und Ansatz der Ersatzabgabe

Die Ersatzabgabe wird nach der Gesetzgebung Uber die direkte Bundessteuer auf dem

gesamten Reineinkommen erhoben, das der Ersatzpflichtige im In- und Ausland erzielt.

Die Reineinkommensberechnung fur die WPE geht von dem fur die direkte Bundessteuer

ermittelten Reineinkommen aus. Dazu gibt es aber zwei Einschrankungen:

durch die WPE werden auch im Ausland erzielte Einkilinfte erfasst, die schweizerischen

Einkommenssteuern nicht unterliegen;

hingegen fallen das Erwerbseinkommen und der Vermégensertrag der Ehefrau nicht in

die Einkommensberechnung.

Die Ersatzabgabe betragt 3 Franken je 100 Franken (3 Prozent) des abgabepflichtigen

Einkommens, mindestens aber 400 Franken.

Die Ersatzabgabe wird halbiert, wenn der Militardienstpflichtige im Ersatzjahr mehr als die

Halfte seines Militérdienstes geleistet hat.

Wer im Ersatzjahr als Zivildienstpflichtiger zwischen 14 und 25 anrechenbare Diensttage

geleistet hat, schuldet die halbe Ersatzabgabe.

Die verbleibende Ersatzabgabe wird entsprechend der Gesamtzahl der Diensttage ermas-

sigt, die der Ersatzpflichtige bis zum Ende des Ersatzjahres bestanden hat, und zwar um

einen Zehntel fur 50 bis 99 Militdrdiensttage (75—149 Zivildiensttage) und einen weiteren

Zehntel fur je 50 weitere Militardiensttage (75 Zivildiensttage) oder Bruchteile davon.



Wer also mindestens 500 Militardiensttage (750 Zivildiensttage) bestanden hat, profitiert
von der totalen Ermassigung. Welche Tage als Diensttage zahlen, umschreibt Art. 7
WPEG.

Schutzdienstleistenden wird die nach dem Gesetz berechnete Ersatzabgabe fir jeden im
Ersatzjahr geleisteten Tag Schutzdienst, der nach Art. 24 des Bevdlkerungsschutz- und

Zivilschutzgesetzes vom 4. Oktober 2002 anrechenbar ist, um 4 Prozent ermassigt.

3 Behorden

Organisation: Die Ersatzabgabe wird unter Aufsicht des Bundes von den Kantonen erho-

ben.

Als Aufsichtsbehorde des Bundes wirkt die Eidgendssische Steuerverwaltung (Wehr-
pflichtersatzabgabe). Ihre Funktion (bt sie aus tber ihr Weisungsrecht, iber ihre Legitima-
tion zum Weiterzug kantonaler Entscheide an das Bundesgericht und durch ihre Dienstleis-

tungen an die kantonalen Behérden.
Die Veranlagung wird in den Kantonen durch die WPE-Verwaltungen vorgenommen.
Die Kantone haben eine von der Verwaltung unabhangige Rekursinstanz zu bestellen.

Zustandigkeit: Zustandig zur Erhebung der Ersatzabgabe ist der Kanton, in dem der Er-
satzpflichtige am Ende des Ersatzjahres militarisch oder zivildienstlich angemeldet ist oder

wohnt.

4 Veranlagung

Veranlagungsjahr: Die Ersatzabgabe wird jahrlich veranlagt. Veranlagungsjahr ist im Prin-
zip das auf das Ersatzjahr folgende Kalenderjahr. Die Ersatzabgabe wird in der Regel am
1. Mai fallig.

Die Veranlagungsgrundlagen sind fur die WPE die gleichen wie fir die direkte Bundes-
steuer, wenn der Pflichtige diese Steuer vom Gesamteinkommen fur das ganze Ersatzjahr

zu bezahlen hat.

In allen anderen Fallen, namentlich bei Landesabwesenheit und bei Rickkehr aus dem
Ausland, erfolgt die Veranlagung aufgrund einer besonderen Ersatzabgabeerklarung. Fir
die Feststellung von Bestand und Umfang der Ersatzpflicht haben der Pflichtige und Dritte
Auskunft zu erteilen. Die Bestreitung der Ersatzpflicht entbindet nicht von den Mitwirkungs-

pflichten.



5 Rechtsmittel

Die Rechtsmittel sind die gleichen wie bei der direkten Bundessteuer: Einsprache, Be-
schwerde an die kantonale Rekursinstanz und Beschwerde an das Bundesgericht, jeweils

innert 30 Tagen nach der Eréffnung der Verfiigung oder Entscheidung.

6 Revision

Rechtskraftige Entscheide kénnen grundsatzlich nicht umgestossen werden. Sie binden die
Behorden gleichermassen wie den Birger. Nur beim Vorliegen streng umschriebener Vo-
raussetzungen kann ein abgeschlossenes Verfahren mit dem Rechtsbehelf der Revision

neu aufgerollt werden.

Die Veranlagungsbehoérde oder die Rekurskommission fuhrt die Revision eines rechtskrafti-
gen Entscheids von Amtes wegen oder auf Verlangen der betroffenen Person durch. Die

Revisionsgriinde sind in Art. 40 Abs. 1 WPEV abschliessend aufgezahlt:
a) Vorbringen neuer erheblicher Tatsachen oder Beweismittel;

b) Ubersehen aktenkundiger erheblicher Tatsachen oder bestimmter Begehren durch die
Behorde;

c) Verletzung wesentlicher Verfahrensgrundsatze durch die Behorde.
Die Revision ist ausgeschlossen, wenn der Antragsteller als Revisionsgrund vorbringt, was

er bei der ihm zumutbaren Sorgfalt schon im ordentlichen Verfahren hatte geltend machen

konnen.

Die formellen Voraussetzungen an das Revisionsbegehren sind in Art. 41 WPEV um-
schrieben, namentlich die Frist zur Einreichung von 90 Tagen seit Entdeckung des Reuvisi-
onsgrundes, spatestens aber 10 Jahre seit der Er6ffnung des in Revision zu ziehenden

Entscheides.

7 Bezug

Der Bezug der Ersatzabgabe setzt voraus, dass sie fallig ist. Fallig wird die Abgabe mit dem

Ablauf der gesetzten Zahlungsfrist von 30 Tagen.

71 Mahnung

Wird die Zahlungsfrist nicht eingehalten, so wird der Pflichtige unter Ansetzung einer

15-tagigen Nachfrist gemahnt. Die Mahnung erfolgt gebuhrenfrei.



Wird die Ersatzabgabe nach der Mahnung nicht bezahlt, so wird gegen den Zahlungspflich-

tigen die Betreibung eingeleitet.

7.2 Sicherung des Abgabeanspruches

Als Mittel zur Durchsetzung des Abgabeanspruches dient die Schuldbetreibung auf Pfan-
dung (Art. 43 SchKG). Die rechtskraftigen Entscheide Uber die Veranlagung sind definitive
Rechtsoffnungstitel im Sinne von Art. 80 Abs. 2 SchKG.

7.3  Stundung und Erlass

Zur Vermeidung erheblicher Harte kann die Zahlungsfrist verlangert oder eine Zahlung in
Raten bewilligt werden. Bei stossender Harte oder Notlage ist ein teilweiser oder ganzer

Erlass mdglich. Zustandig fur Stundung und Ratenzahlungen ist der veranlagende Kanton.

Uber Erlassgesuche verfiigt die zustéandige kantonale Behdrde. Uber Beschwerden ent-

scheidet ein oberes kantonales Gericht als einzige Instanz.

7.4  Verjahrung

Die Ersatzabgaben verjahren nach 5 Jahren. Die Verjahrungsfrist beginnt am Ende des
Kalenderjahres, das auf das Jahr folgt, in dem die direkte Bundessteuer rechtskraftig veran-
lagt wurde. Die Verjahrung beginnt nicht und ruht wahrend eines Rechtsmittelverfahrens
und wahrend Landesabwesenheit. Die Verjahrungsfrist kann auch unterbrochen werden.

Die Ersatzabgabeforderung verjahrt in jedem Fall spatestens nach zehn Jahren.

7.5 Riickerstattung

Wer seine Gesamtdienstleistungspflicht erflllt hat, hat Anspruch auf Rickerstattung der

bezahlten Ersatzabgaben.

Der Anspruch auf Rickerstattung verjahrt fiinf Jahre nach Entlassung aus der Wehr-
pflicht. Er ist bei der Behdrde fir die WPE des Kantons geltend zu machen, fur den die

Abgabe bezogen wurde.

Erfahrt die Verwaltung von sich aus von einem Ruckerstattungsanspruch, so hat sie die
Ruckerstattung von Amtes wegen vorzunehmen. Die antragslose Ruckerstattung erfolgt
aufgrund der PISA- und eZIVI-Meldungen.



Dass auf den Riickerstattungsbetragen kein Zins vergutet wird, erklart sich daraus, dass
der Wehrpflichtige mit der verspateten Dienstleistung genau das erbringt, was ihm seiner-

zeit oblag.

In fremder Wahrung bezahlte Ersatzabgaben werden in Schweizerfranken und mit dem

Betrag, der seinerzeit dem zustandigen Kanton gutgeschrieben wurde, zuriickerstattet.



	1 Einleitung 1
	1.1 Verfassungsmässige Grundlage  1
	1.2 Was ist und will die Wehrpflichtersatzabgabe 1
	1.3 Ersatzpflichtige und Erträge  1

	2 Materielles Ersatzrecht 1
	2.1 Beginn und Ende der Ersatzpflicht 1
	2.2 Kriterien für die Ersatzpflicht  .............................................................................2
	2.3 Ersatzbefreiung 2
	2.4 Gegenstand, Berechnung und Ansatz der Ersatzabgabe  4

	3 Behörden  5
	4 Veranlagung  5
	5 Rechtsmittel  6
	6 Revision  6
	7 Bezug  6
	7.1 Mahnung 6
	7.2 Sicherung des Abgabeanspruchs 7
	7.3 Stundung und Erlass 7
	7.4 Verjährung  7
	7.5 Rückerstattung 7




